
Öffentliche Bekanntmachung 
über die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB  

im Rahmen der Teiländerung des Bebauungsplans  

2. Änderung (Teiländerung) - West V b  

im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB 
 

 
Der Gemeinderat der Gemeinde Igersheim hat in der öffentlichen Sitzung am 14.12.2023 gem. § 2 
Abs. 1 BauGB beschlossen, den Bebauungsplan  
2. Änderung (Teiländerung) - West V b 
im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB zu ändern. Gleichzeitig hat der Gemeinderat den 
Änderungsentwurf in der Fassung vom 14.12.2023 gebilligt. Außerdem wurde der Beschluss zur 
Durchführung der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der 
Fachbehörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB gefasst.  

 
Anlass, Ziel und Zweck der Änderung 
Anlass der Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplans „West V b“ ist die Absicht der Ge-
meinde Igersheim den Wünschen der Grundstückseigentümer nachzukommen, die auf ihren 
eigenen Grundstücken zusätzliche Wohnhäuser errichten möchten und entsprechende Wohn-
bauflächen im Sinne einer Nachverdichtung zu schaffen. Das Ziel besteht v.a. darin, die beste-
henden restriktiven Baugrenzen und Festsetzungen an die aktuellen Anforderungen anzupas-
sen. Hierbei liegt der Fokus auf einer nachhaltigen Innenentwicklung, die insbesondere die 
Nachverdichtung der bereits vorhandenen großen Grundstücke in Baugebieten anstrebt. Für 
Grundstücke mit einer Fläche von etwa 1.000 Quadratmetern soll die Möglichkeit geschaffen 
werden, bestehende Gebäude auszubauen, in zweiter Reihe zu bauen oder im Falle eines Rück-
baus von Gebäuden kleine Mehrfamilienhäuser zu errichten.  
Durch die Teiländerung soll die räumliche Nutzung optimiert und eine effiziente Nutzung großer 
Grundstücke ermöglicht werden. Diese Maßnahme fördert eine nachhaltige städtebauliche Ent-
wicklung und kann dazu beitragen, den steigenden Bedarf an Wohnraum in der Gemeinde zu 
decken.  

 
Verfahren 
Die Teiländerung des Bebauungsplans „West V b“ wird als vereinfachtes Verfahren gemäß § 13 
BauGB durchgeführt.  
 
Die Zulässigkeitsvoraussetzungen für die Anwendung des vereinfachten Verfahrens müssen 
daraufhin überprüft werden, ob die Grundzüge der Planung betroffen sind. Die Grundzüge der 
Planung gelten als berührt, wenn die wesentlichen, den gesamten Plan charakterisierenden 
Planinhalte berührt werden. Die Grundzüge der Planung werden nicht tangiert, wenn die Aus-
wirkungen der Änderung räumlich begrenzt oder die Änderung für das Plankonzept marginal 
sind. In der vorliegenden Teiländerung sind die Grundzüge der Planung nicht betroffen, da sich 
die Änderungen auf räumlich begrenzte Bereiche beschränken und der übergeordnete Charakter 
des Gebiets unverändert bleibt. Der planerische Grundgedanke für die Änderungsbereiche ist im 
Wesentlichen durch die Art und das Maß der baulichen Nutzung geprägt. Art und Maß der bauli-
chen Nutzung der Baufelder bleiben für die Änderungsbereiche unverändert oder sollen nur in 
geringem Umfang angepasst werden.  Die geringfügigen Änderungen, insbesondere in Bezug auf 
die Baufenster, haben keine signifikanten Auswirkungen auf die Grundzüge der Planung. 
 



Zudem sind keine Umweltbelange im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB zu erwarten. 
Die Änderungen betreffen ausschließlich bereits besiedelte und bebaute Bereiche sowie private 
Gartennutzungen mit geringer landschaftlicher Bedeutung. Durch die angestrebte Nachverdich-
tung ist zwar zu erwarten, dass die Gärten überbaut werden, wodurch der Versiegelungsgrad im 
Änderungsbereich gegenüber der gegenwärtigen Situation voraussichtlich leicht ansteigen wird. 
Dennoch werden keine signifikanten Umweltauswirkungen erwartet. Die Auswirkungen auf die 
Umwelt sind somit als gering einzustufen.  
Damit sind die Voraussetzungen für die Anwendung des vereinfachten Verfahrens  
gem. § 13 BauGB gegeben. 
 
Im vereinfachten Verfahren wird gemäß § 13 Abs. 2 BauGB und § 13 Abs. 3 BauGB von folgenden 
Verfahrensschritten und Bestandteilen des Bebauungsplanes abgesehen: 

• von der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung nach § 3 Abs. 1 und § 4 
Abs. 1 BauGB 

• von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB 
• von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB 
• von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4 BauGB, welche Arten umweltbezogener Infor-

mationen verfügbar sind 
• von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und § 10a Absatz 1 BauGB  
• § 4c BauGB ist nicht anzuwenden 

 
Räumlicher Geltungsbereich  

 
Geltungsbereich, maßstablos 

 
Der Geltungsbereich der 2. Änderung (Teiländerung) des Bebauungsplans „West V b“ hat insge-
samt eine Größe von 7.007 qm und umfasst die folgenden Flurstücke:  
 



• Flurnummer 2662/1 (1.244 qm) 
•  Flurnummer 2661/1 (Teilfläche der Verkehrsfläche, 80 qm)  
•  Flurnummer 2661/2 (630 qm) 
•  Flurnummer 2660/1 (1.205 qm) 
•  Flurnummer 2659/6 (1.149 qm) 
•  Flurnummer 2604/1 (1.322 qm) 
•  Flurnummer 2604/2 (1.377 qm) 

 
Beteiligung  
Der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 14.12.2023 mit entsprechenden 
Begründungen und Anlagen sind in der Zeit vom  
 

22.01.2024 bis einschließlich 22.02.2024 
 
auf der Internetseite der Gemeinde Igersheim unter  
www.igersheim.de/bauleitplaene -> Bebauungspläne im Beteiligungsverfahren 
zu jedermanns Einsichtnahme veröffentlicht. Die Unterlagen werden im o.g. Zeitraum zusätzlich 
bei der Gemeindeverwaltung Igersheim, Möhlerplatz 9, 97999 Igersheim, innerhalb der allgemei-
nen Dienstzeit im Rathausfoyer im Erdgeschoss öffentlich ausgelegt.  

 
Die Stellungnahmen zum Bebauungsplan können während der Dauer der o.g. Veröffentlichungs-
frist abgegeben werden. Die Stellungnahmen sollen möglichst in elektronischer Form per E-Mail 
an bauleitplanung@igersheim.de übermittelt werden. Bei Bedarf können die Stellungnahmen 
auch per Post an die Gemeindeverwaltung Igersheim, Bauamt, Möhlerplatz 9, 97999 Igersheim 
oder mündlich zur Niederschrift abgegeben werden.  
 
Gemäß § 4a Abs. 5 BauGB können Stellungnahmen, die im Verfahren der Öffentlichkeitsbeteili-
gung nicht rechtzeitig abgegeben worden sind, bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan 
unberücksichtigt bleiben. 
Gemäß § 13 Abs. 3 BauGB wird von der Umweltprüfung nach § 2 Absatz 4, von dem Umweltbe-
richt nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Absatz 2 Satz 4, welche Arten umweltbezogener Infor-
mationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 6a Absatz 1 und 
§ 10a Absatz 1 abgesehen; § 4c ist nicht anzuwenden. 
 
Gleichzeitig mit der öffentlichen Auslegung findet die Beteiligung der Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange statt. 
 
Der Aufstellungsbeschluss nach § 2 Abs. 1 BauGB wird hiermit ortsüblich bekannt gemacht. 
Der Beschluss zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 1 BauGB wird hiermit ortsüblich bekannt 
gemacht. 
 
Datenschutz:  
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchst. e 
(DSGVO) i.V.m. § 3 BauGB und dem LDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben 
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen 
entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleit-
planverfahren“, das ebenfalls öffentlich ausliegt und im Internet unter 
www.igersheim.de/bauleitplaene eingestellt ist. 

http://www.igersheim.de/bauleitplaene


 

Igersheim, den 12.01.2024        

 

gez.  

Frank Menikheim 

Bürgermeister 


